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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Städtebau 
und Wohnungswesen) 


A. Problem 

Das Zweite Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 1970 (BGBl. I 
S. 1637), geändert durch Gesetz vom 15. Juli 1971 (BGBl. I S. 974), 
ist am 1. Januar 1971 in Kraft getreten. Es hat sich gezeigt, daß 
Haushalte mit neun und mehr Familienmitgliedern zum Teil 
ungünstiger gestellt sind als nach dem 1. WoGG, weil Anlage 8 
des Gesetzes die Familiengröße über 8 Personen nicht ausrei- 
chend staffelt. Das kann im Einzelfall für besonders kinderreiche 
Familien zu erheblichen Härten führen. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf will diese Härten beseitigen. 
Er sieht deshalb auch für Haushalte mit neun und mehr Perso- 
nen eine von der Familiengröße abhängige Staffelung der 
Wohngeldbeträge vor. Die Änderung soll rückwirkend ab 1. Ja- 
nuar 1971 gelten, damit sie sich vom Inkrafttreten des Zweiten 
Wohngeldgesetzes an voll auswirken kann. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die durch die Gesetzesänderung bedingten Mehraufwendungen 
für Wohngeld sind nicht erheblich (ca. 8 bis 10 Millionen DM 
jährlich für Bund und Länder). Sie dürften im Rahmen des Haus- 
haltsansatzes 1971 und der Ansätze der mittelfristigen Finanz- 
planung gedeckt werden können. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen 

(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Zweiten 

W ohngeldgesetzes 

— Drucksache VI/2589 — 


A. Bericht des Abgeordneten Heyen 


Der Gesetzentwurf Drucksache VI/2589 wurde in 
der 137. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
29. September 1971 dem Ausschuß für Städtebau 
und Wohnungswesen federführend und dem Haus- 
haltsausschuß mitberatend und nach § .96 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 
hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 30. Sep- 
tember 1971 beraten und einstimmig angenommen. 

Im Laufe der Beratung wurde von Abg. Geisen- 
hofer ein Änderungsantrag dahin gehend gestellt, 
die Tabelle zu ,§ 8 des Zweiten Wohngeldgesetzes 
auf 12 Familienmitglieder zu erweitern und ab 13 
Personen für das dreizehnte und jedes weitere Fa- 


milienmitglied nicht von einem um 100 DM, wie im 
Änderungsgesetz vorgesehen, sondern von einem 
um 200 DM ermäßigten Familieneinkommen auszu- 
gehen. 

Der Ausschuß hat schließlich beschlossen, den In- 
halt des Antrags als Material für den Wohngeld- 
bericht der Bundesregierung nach dem Zweiten 
Wohngeldgesetz zu übergeben. Im Wohngeldbericht 
solle geprüft werden, ob die Überlegungen zur 
Fortführung der Tabelle dort auf genommen werden 
können. 

Der Haushaltsausschuß ist in seiner 57. Sitzung 
am 14. Oktober 1971 den Beschlüssen des feder- 
führenden Ausschusses beigetreten. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Heyen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2589 — - unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 


Mick 

Vorsitzender 


Heyen 

Berichterstatter 



